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Immer wieder werden Arbeitge-
ber in der Praxis mit überraschen-
den Entwicklungen konfrontiert,
sofern sie den Versuch unterneh-
men, ein bestehendes Arbeitsver-
hältnis einseitig durch Kündigung
zu beenden.
Beispielhaft soll auf einen aktuel-
len Sachverhalt eingegangen wer-
den, über welchen das Bundes-
arbeitsgericht (BAG, Urteil vom
23.07.2015, Az. 6 AZR 457/14) zu
entscheiden hatte.
Der Arbeitgeber - Betreiber einer
ärztlichen Gemeinschaftspra-
xis - kündigte einer 63-jährigen
Arzthelferin, welche bereits 21
Jahre tätig war, wegen geplanter
Veränderungen im Laborbereich.
Es sei eine Umstrukturierung der
Praxis geplant. Der Arbeitgeber
führte aus, die Arbeitnehmerin sei
„inzwischen pensionsberechtigt“.
Der Arbeitgeber beschäftigte ne-
ben der gekündigten Arbeitneh-
merin auch noch 4 weitere jün-
gere Arbeitnehmerinnen. Diesen
anderweitigen Arbeitnehmerin-
nen wurde nicht gekündigt.
Die gekündigte Arbeitnehmerin
erhob Klage gegen die Kündi-
gung und verlangte gleichfalls
eine Entschädigung wegen Al-
tersdiskriminierung. So lasse
das Kündigungsschreiben eine
Benachteiligung wegen ihres
Alters vermuten. Dagegen wies
der Arbeitgeber im Rahmen des
Rechtsstreits darauf hin, er habe
die Kündigung lediglich freundlich
und verbindlich formulieren wol-
len. Tatsächlich sei die Kündigung
ganz maßgeblich wegen eines zu
erwartenden Entfalls von 70-80
% der abrechenbaren Laborleis-
tungen erfolgt. Die gekündigte
Arbeitnehmerin sei mit ihren Kol-
leginnen nicht vergleichbar, weil
sie schlechter qualifiziert sei.
Das Arbeitsgericht hat die Klage
abgewiesen. Das Landesarbeits-
gericht hat die durch die gekün-
digte Arbeitnehmerin eingelegte
Berufung zurückgewiesen. Indes
hatte die Klägerin vor dem BAG
Erfolg. Der Senat führte aus, die
Kündigung verstoße gegen das
Benachteiligungsverbot des § 7
Abs. 1 des Allgemeinen Gleichbe-

handlungsgesetzes (AGG) und sei
deshalb als unwirksam zu qualifi-
zieren. Der Arbeitgeber habe kei-
nen ausreichenden Beweis dafür
angeboten, dass die wegen der
Erwähnung der „Pensionsberech-
tigung“ zu vermutende Altersdis-
kriminierung nicht vorliege. Ob
und gegebenenfalls in welcher
Höhe der gekündigten Arbeitneh-
merin der geltend gemachte Ent-
schädigungsanspruch zusteht,
ist nunmehr durch das Landes-
arbeitsgericht festzustellen. Die
Sache ist insoweit durch das BAG
zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung zurückverwiesen wor-
den.
Ein Arbeitgeber sollte sich, bevor
er ein Arbeitsverhältnis durch
Kündigung beendet, mit den Re-
gelungen des allgemeinen und
besonderen Kündigungsschutzes
auseinandersetzen. Jeder Arbeit-
nehmer, dem eine Kündigung
zugeht, sollte sich korrespondie-
rend dazu die Frage stellen, ob
der Arbeitgeber die Regelungen
des allgemeinen und besonderen
Kündigungsschutzes beachtet
hat. Trifft dies in Bezug auf den
Arbeitgeber nicht zu, bestehen für
die Klage gegen die Kündigung
gute Erfolgsaussichten.
Aus der Perspektive des Arbeit-
nehmers ist es zunächst wichtig,
auf die Frist des § 4 Kündigungs-
schutzgesetz (KSchG) zu achten.
Will ein Arbeitnehmer geltend
machen, dass eine Kündigung so-
zial ungerechtfertigt oder aus an-
deren Gründen rechtsunwirksam
ist, so muss er innerhalb von 3
Wochen nach Zugang der schrift-
lichen Kündigung Klage beim
Arbeitsgericht auf Feststellung er-
heben, dass das Arbeitsverhältnis
durch die Kündigung nicht aufge-
löst ist. Wird die Frist versäumt,
gilt die Kündigung als von Anfang
an rechtswirksam.
Der so genannte allgemeine
Kündigungsschutz beschreibt die
Anwendbarkeit des Kündigungs-
schutzgesetzes (KSchG) auf das
Arbeitsverhältnis. Das Gesetz ist
grundsätzlich anwendbar, wenn
in dem Betrieb in der Regel mehr
als 10 Arbeitnehmer beschäftigt

werden. Teilzeitbeschäftigte wer-
den bei der Berechnung anteilig
berücksichtigt. Gleichfalls muss
das Arbeitsverhältnis länger als 6
Monate bestanden haben, damit
der Kündigungsschutz greift.
Nach den Regelungen des allge-
meinen Kündigungsschutzes ist
eine Kündigung als rechtsunwirk-
sam zu qualifizieren, sofern sie
sozial ungerechtfertigt erfolgt.
Eine soziale Rechtfertigung einer
Kündigung kann sich aus 3 Grün-
den ergeben, den personenbe-
dingten, verhaltensbedingten und
betriebsbedingten Kündigungs-
gründen.
Bei der personenbedingten Kün-
digung liegen die Gründe für die
Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses in der Person des Arbeit-
nehmers. Eine personenbedingte
Kündigung ist möglich, wenn der
Arbeitnehmer die Arbeit nicht
(mehr) ausführen kann. Dies ist
beispielsweise der Fall bei einer
langanhaltenden Krankheit oder
häufigen Kurzerkrankungen.
Bei der verhaltensbedingten
Kündigung ist der Grund für die
Kündigung ein Fehlverhalten des
Arbeitnehmers. Regelmäßig muss
der Arbeitnehmer eine Vertrags-
pflicht erheblich - in der Regel
schuldhaft - verletzt haben.
Von einer betriebsbedingten
Kündigung spricht man, wenn
sachliche Gründe zu einer Un-
ternehmerentscheidung führen,
die ihrerseits den Wegfall des Ar-
beitsplatzes des betroffenen Ar-
beitnehmers oder einer Mehrzahl
von Arbeitsplätzen zur Folge hat.
Im Rahmen der Sozialauswahl ist
von mehreren vergleichbaren Ar-
beitnehmern derjenige Arbeitneh-
mer zu kündigen, der nach den
Kriterien Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit, Lebensalter, Unterhalts-
pflichten und Schwerbehinderung
am geringsten sozial schutzwür-
dig ist.
Über den allgemeinen Kündi-
gungsschutz hinausgehend hat
der Gesetzgeber die Kündigung
bestimmter Personengruppen
ausgeschlossen oder erschwert,
die als besonders schutzbedürftig
gelten. Diese gesetzlichen Bestim-

mungen werden als so genannter
besonderer Kündigungsschutz be-
zeichnet.
So ist die Kündigung von Schwer-
behinderten nur mit Zustimmung
des Integrationsamtes gemäß §
85 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX)
möglich.

§ 9 Mutterschutzgesetz (MuSchG)
sieht das Verbot der Kündigung
von werdenden Müttern vor.
Auszubildenden kann nach Ende
der Probezeit nicht mehr ordent-
lich gekündigt werden, § 22 Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG).
Während der Elternzeit besteht
ein Verbot der ordentlichen Kün-
digung, § 18 des Gesetzes zum
Elterngeld und zur Elternzeit
(BEEG).
Die ordentliche Kündigung von
Betriebsratsmitgliedern, Wahlvor-
standsmitgliedern und Wahlbe-
werbern zum Betriebsrat ist ge-
mäß § 15 KSchG ausgeschlossen.
Darüber hinausgehend bestehen
weitere Regelungen des besonde-
ren Kündigungsschutzes, die Per-

sonen in besonderen Situationen
oder Funktionen schützen.
In Betrieben mit einem Betriebs-
rat ist vor jeder Kündigung der
Betriebsrat zu hören, § 102 Abs.
1 Betriebsverfassungsgesetz (Be-
trVG). Eine ohne Anhörung des
Betriebsrats ausgesprochene Kün-
digung ist unwirksam.
Vielfach ergeben sich in der Pra-
xis weitere Probleme hinsichtlich
der Beachtung der erforderli-
chen Form einer Kündigung. Eine
Kündigung hat in Schriftform zu
erfolgen, grundsätzlich durch
persönliche Unterzeichnung der
Kündigung durch den Kündi-
gungsberechtigten. Kündigungs-
berechtigt sind beispielsweise
der Betriebsinhaber oder aber der
Geschäftsführer der GmbH. Soll
ein Dritter die Kündigung für den
Berechtigten unterzeichnen, ist
dies durch die Vorlage einer Ori-
ginalvollmacht als Bestandteil der
Kündigung möglich. Fehlt es an
einer solchen Vollmacht, kann der
Arbeitnehmer die Kündigung un-
verzüglich mangels Vorlage einer
Vollmacht zurückweisen. Die Kün-
digung selbst hat im Original bei
dem Arbeitnehmer zuzugehen,
um formwirksam zu sein.
Über diese Grundsätze hinausge-
hend gibt es eine Vielzahl weiterer
Erfordernisse, die im Fall des Aus-
spruches einer Kündigung zu be-
achten sind. Aus der Perspektive
des Arbeitgebers gilt es, sich vor
Ausspruch einer Kündigung mit
diesen Gegebenheiten vertraut zu
machen. Aus der Perspektive des
Arbeitnehmers gilt es, unmittelbar
nach Ausspruch einer Kündigung
und insbesondere innerhalb der
Klagefrist von 3 Wochen zu klä-
ren, ob die Klage gegen die Kün-
digung Erfolg verspricht.

Ende mit Schrecken oder Schrecken ohne Ende?


